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„Hohenfelde“ der Gemeinde in Mittelnkirchen; Hamburg 
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für den Baustoffhandelsbetrieb Diedrich Nodorp anlässlich der Aufstellung des B-
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1. Grundlagen der Planung 

1.1. Rechtsgrundlagen der Planung 

Der Bebauungsplan wird auf Grund folgender rechtlicher Grundlagen aufgestellt: 

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 
(BGBI. I S. 1728) 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S.3786),  

• Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBI. I S. 1057), 

• Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.08.2017 (BGBl. I S. 3290), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
17.12.2018 (BGBl. S. 2549),  

• Niedersächsische Bauordnung (NBauO) in der Fassung vom 03. 04. 2012 mit Be-
kanntmachung vom 12.04.2012 (Nds. GVBl. Nr. 5/2012, 46), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 15.07.2020 (Nds. GVBI. S. 244), 

• Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) in der Fassung vom 
17.12.2010, zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 15.07.2020 (Nds. 
GVBl. S. 244). 

1.2. Anlass, Erfordernis und Ziele der Planung 

Die Gemeinde Mittelnkirchen hat im Rahmen der 8. Änderung des Flächennutzungsplans 
(FNP) den Wunsch an die Samtgemeinde Lühe gerichtet, für den Bereich Hohenfelde eine 
städtebauliche Entwicklung vorzusehen, mit der die bestehenden Gewerbebetriebe gesichert 
werden. Dieser Bereich ist im wirksamen FNP als gemischte Baufläche dargestellt, mit dem 
Ziel, die bereits bestehende Nutzung und angrenzende Flächen als gemischte und gewerbli-
che Bauflächen in einen städtebaulichen Zusammenhang zu bringen und somit Bestandsi-
cherungen und Erweiterungsmöglichkeiten für die bestehenden Betriebe zu schaffen und 
zugleich der vorhandenen Wohnnutzung Rechnung zu tragen.  

Die Gemeinde Mittelnkirchen hat nun die Absicht, mit der Aufstellung des Bebauungsplans 
Nr. 8 (Aufstellungsbeschluss vom 14.06.2018) diese Ziele planungsrechtlich für einen beste-
henden Baustoffhandelsbetrieb umzusetzen, der konkrete Erweiterungsabsichten hat.  

Die Diedrich Nodorp Baustoffhandelsgesellschaft mbH betreibt zurzeit im Plangebiet eine 
Anlage zum Umschlag und zur Lagerung von Schüttgütern. Darüber hinaus wird ein Spediti-
onsunternehmen für Nah- und Fernverkehr betrieben. Der Betrieb hat die Absicht, den be-
stehenden Betrieb zu erweitern und seine Weiterentwicklungsmöglichkeiten auch planungs-
rechtlich zu sichern. Für die Bestandsicherung und Schaffung von Erweiterungsmöglichkei-
ten des Betriebes sowie die Vermeidung von möglichen Konflikten mit nahe gelegenen 
Wohnnutzungen sind entsprechenden Festsetzungen erforderlich. Ziel ist es, die betriebli-
chen Erweiterungsmöglichkeiten in einem verträglichen Rahmen zu sichern.  

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans nimmt die Gemeinde Mittelnkirchen ihre Möglichkei-
ten wahr, im Rahmen der Bauleitplanung steuernd auf die Entwicklung dieser Flächen ein-
zuwirken. Ziel der Planung ist es daher, für den Bereich Hohenfelde eine planungsrechtliche 
Sicherung des bestehenden Gewerbebetriebes sowie seiner Erweiterungsabsichten unter 
Wahrung der Schutzansprüche der vorhandenen Wohnnutzung herbeizuführen.  
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Da die mittel- bis langfristigen Erweiterungsabsichten des Betriebes über die Darstellungen 
im FNP hinausgehen, ist eine parallele Änderung des FNP mit Erweiterung der Bauflächen 
für den Betrieb erforderlich.  

Mit der Planung werden neue Eingrünungs- bzw. Abschirmungsmaßnahmen an den neu 
entstehenden Baugebietsrändern geschaffen, um eine angemessene Abgrenzung zur um-
gebenden Landschaft zu sichern. Weiterhin werden im Rahmen der Planung Belange des 
Immissionsschutzes berücksichtigt, da mit der Planung perspektivisch gewerbliche Nutzun-
gen näher an Wohnnutzungen rücken können.  

Das Plangebiet befindet sich teilweise im Geltungsbereich der Gestaltungssatzung der Ge-
meinde Mittelnkirchen. Deshalb werden für den übrigen Teil des Geltungsbereichs des Be-
bauungsplans Anforderungen hinsichtlich der äußeren Gestaltung der Gebäude über die 
„Örtlichen Bauvorschriften“ formuliert. Damit soll verhindert werden, dass das traditionelle 
und historische Ortsbild in der Gemeinde beeinträchtigt wird.  

Mit dem Bebauungsplan Nr. 8 verfolgt die Gemeinde Mittelnkirchen insbesondere die folgen-
den Ziele und Zwecke: 

• Bestandssicherung und Sicherung von kurz- und mittelfristigen Erweiterungsmöglich-
keiten für einen vorhandenen gewerblichen Betrieb,  

• Immissionsschutz für die in gemischter Lage vorhandene Wohnnutzung,  

• Schutz des Landschaftsbildes durch Randeingrünung zur freien Landschaft, 

• Erhalt des historischen Ortsbildes sowie 

• Regelung der Kompensationserfordernisse für die geplanten Eingriffe. 

Ein sparsamer Umgang mit den vorhandenen Flächenressourcen und die Vermeidung von 
erheblichen Konflikten mit anderen baulichen und sonstigen Nutzungen bzw. von Eingriffen 
in Naturhaushalt und Landschaftsbild sind weitere maßgebliche Ziele der Planung. 

Zur Sicherung dieser Entwicklungsziele und um die städtebaulich geordnete Fortführung der 
Siedlungsentwicklung in diesem Bereich der Ortslage zu gewährleisten, ist sowohl eine Än-
derung des Flächennutzungsplans als auch die Aufstellung eines Bebauungsplans erforder-
lich. 

1.3. Geltungsbereich und Größe des Plangebietes  

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst in der Gemarkung Mittelnkir-
chen, Flur 2 mit den Flurstücken 62/5, 62/6, 62/8, 62/9 und 129/3 eine Fläche von ca. 1,92 
ha. Der genaue räumliche Geltungsbereich ist dem Übersichtsplan und der Planzeichnung 
zu entnehmen. 
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Abbildung 1: Geltungsbereich und Größe des Plangebietes (o. M.); Quelle: © LGLN, eigene Darstellung 

2. Lage und Bestandssituation 

Das Plangebiet befindet sich zentral im Siedlungsgefüge der Gemeinde Mittelnkirchen, ent-
lang der Straße Hohenfelde, auf Höhe der Brücke im Übergang zur Gemeinde Steinkirchen. 
Der Geltungsbereich wird begrenzt 

• im Westen durch die L 140, 

• im Osten durch landwirtschaftliche Flächen (Obstplantagen) 

• im Norden und Süden durch die vorhandene Bebauung.  

Nutzungen und Bebauung 

Der überwiegende Teil der Fläche im Plangebiet ist bereits überbaut und wird sowohl ge-
werblich als auch landwirtschaftlich (Obstplantagen) genutzt. Im vorderen Bereich entlang 
der Straße Hohenfelde wird vorwiegend gewohnt. Die Gebäude stehen giebelständig zur 
Straße. Dieser Bereich ist zudem durch Vorgärten geprägt. Im östlichen Bereich befinden 
sich die Büro- und Sozialräume des Betriebes sowie das jetzige Betriebsgelände, welches im 
Wesentlichen für Lagerung und Umschlag von Baustoffen und Materialien verschiedenster 
Art genutzt wird. Die Umgebung ist von gewerblich gemischter Bebauung, mit teilweise groß-
flächigen Betriebshallen, geprägt. Südlich und östlich anschließend befinden sich Obstplan-
tagen.    

Natur und Landschaft 

Die Flächen im Plangebiet weisen aufgrund der gewerblichen Nutzung/Prägung einen hohen 
Versiegelungsgrad auf. Nach Osten und Süden hin sind die Flächen durch Obstplantagen 
geprägt. Im Westen grenzt die L 140 an das Plangebiet, an deren anderer Seite sich der 
Lühedeich erstreckt. Entlang der südlichen Plangebietsgrenze verläuft ein Entwässerungs-
graben. Höherwertige Strukturen, wie Gehölze, sind im Plangebiet nicht anzutreffen. 

Verkehrliche Anbindung 

Erschlossen ist das Plangebiet über die Landesstraße L 140 – Hohenfelde. Diese verbindet 
die einzelnen Ortschaften bzw. die Gemeinden der Samtgemeinde Lühe miteinander. Über 
die Landesstraße und die Autobahn A 26 mit der jetzigen sowie zukünftigen Anschlussstellen 
ist das Plangebiet somit gut und direkt an das überörtliche Verkehrsnetz angebunden. Eine 
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Anbindung an den ÖPNV erfolgt über die Bushaltestellen „Alter Marktplatz“ in Steinkirchen 
westlich des Plangebietes. 

 

Abbildung 2: Luftbild mit Abgrenzung (rot) des Plangebietes (o. M.); Quelle: Samtgemeinde Lühe, eigene 
Darstellung 

3. Planerische Rahmenbedingungen 

3.1. Ziele der Raumordnung und Landesplanung 

Die Planung ist gemäß § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung und der Landes-
planung anzupassen. Für die Planung maßgeblich sind die Festlegungen im Landes-
Raumordnungsprogramm 2017 des Landes Niedersachsen (LROP, neugefasst am 
26.09.2017, Nds. GVBI. 2017, 378) sowie im Regionalen Raumordnungsprogramm 2013 
(RROP) des Landkreises Stade. Insbesondere die folgenden Festlegungen sind für die Pla-
nung relevant: 
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Abbildung 3: Auszug aus dem RROP 2013 des Landkreises Stade mit Verortung (schwarz gestrichelt) des 
Plangebietes (o. M.), eigene Darstellung  

Für das Plangebiet sind im LROP keine zeichnerischen Festlegungen vorhanden.  

Für Teile (östlicher Bereich) des Plangebietes ist im RROP ein Vorbehaltsgebiet für die 
Landwirtschaft aufgrund des hohen Ertragspotenzials festgelegt. Die Bebauung (westlicher 
Bereich) wird als vorhandene Bebauung / bauleitplanerisch gesicherter Bereich dargestellt, 
überlagert mit der Darstellung eines Vorbehaltsgebietes – Kulturelles Sachgut. Weitere Fest-
legungen werden für den Bereich des Planungsgebietes nicht getroffen. Im Westen ist die 
Landesstraße als Straße von regionaler Bedeutung festgelegt. 

Die grundsätzliche Abstimmung mit den Zielen der Raumordnung und Landesplanung ist 
bereits im Zuge der Aufstellung der 8. Änderung des Flächennutzungsplans der Samtge-
meinde Lühe erfolgt. Die Planung erfolgt zum Teil auf bereits dargestellten gemischten Bau-
flächen; daher sind keine Konflikte mit den Zielen der Raumordnung zu erwarten.  

Eine detaillierte Herleitung und Begründung zur Inanspruchnahme der verbleibenden land-
wirtschaftlichen Fläche (ca. 5.600 m²) durch geplante Bauflächen wird im Rahmen der 11. 
Änderung des FNP der Samtgemeinde Lühe dokumentiert werden. 

Widersprüche zu den raumordnerischen Zielen sind nicht erkennbar. Insofern genügt die 
Planung dem Anpassungsgebot nach § 1 Abs. 4 BauGB. 

3.2. Flächennutzungsplan 

Bebauungspläne sind nach § 8 Abs. 2 BauGB regelmäßig aus dem Flächennutzungsplan 
(FNP) zu entwickeln. Der wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Samtgemeinde Lühe 
befindet sich derzeit auf dem Stand der 8. Änderung.  
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Entlang der Straße Hohenfelde sind gemischte Bauflächen dargestellt. Im Zuge der 8. Ände-
rung des FNP wurden dahinter liegende Flächen ebenfalls als gemischte Bauflächen darge-
stellt, so dass mit einer größeren Bauflächentiefe Erweiterungsmöglichkeiten für die ansässi-
gen Betriebe geschaffen werden konnten. Die östlichen Teilflächen des Plangebietes wurden 
jedoch nicht in die gemischten Bauflächen einbezogen, da ein entsprechender Erweite-
rungsbedarf zum Zeitpunkt der Entwurfserstellung noch nicht bekannt war. Der östlichste Teil 
des Plangebietes ist somit weiterhin als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt.  

Entlang der Straße Hohenfelde sind im FNP die charakteristischen Vorgärten als Grünfläche 
für Bepflanzungen und zum Erhalt von Bewuchs zur Gestaltung des Orts- und Landschafts-
bildes dargestellt. Symbolisch (Hinweisdarstellung) werden zudem besonders erhaltenswerte 
Baumbestände dargestellt. Im Plangebiet (Hausnummer 25) sowie südlich davon (Haus-
nummer 27) befinden sich außerdem Baudenkmale, die als Baudenkmalgruppe als erhal-
tenswürdige Gesamtanlage zusammengefasst sind.    

Der Bebauungsplan kann derzeit für diesen Teilbereich nicht gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus 
dem Flächennutzungsplan entwickelt werden. Der FNP ist somit für diesen Bereich des 
Plangebietes zu ändern. Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans wird daher die 11. 
Änderung des FNP aufgestellt. Durch die Änderung des FNP werden Bebauungsplan und 
FNP anschließend aufeinander abgestimmt, so dass der Bebauungsplan dem Entwicklungs-
gebot gemäß § 8 Abs. 2 BauGB genügt.  

 

Abbildung 4: Ausschnitt aus der 8. Änderung des FNP der SG Lühe (o.M.), mit Abgrenzung (blau) des Plangebietes, 

eigene Darstellung  

3.3. Fachplanerische Grundlagen 

3.3.1. Landschaftsrahmenplan / Landschaftsplan 

Der Landschaftsrahmenplan 2014 (LRP) des Landkreises Stade stellt das Plangebiet 
überwiegend als Siedlungsbereich (X und OX) sowie Obstplantage (EO), im südlichen Be-
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reich naturfernes Stillgewässer (SX) dar und weist die Zielkategorie 5 für Arten und Biotope 
„Siedlungsgebiet mit möglichst hohem Anteil an Siedlungsgrün /-vegetation“ zu. Das Plange-
biet besitzt keine besondere Bedeutung für Arten und Biotope bzw. den Biotopverbund. Das 
Plangebiet hat keine Bedeutung für das Landschaftsbild und befindet sich in der Beeinträch-
tigungszone von Straßen, Bahnstrecke und Landebahnen.  

Parallel zur 8. Änderung des Flächennutzungsplans der Samtgemeinde Lühe wurde der 
Landschaftsplan (LP) der Samtgemeinde Lühe fortgeschrieben. Nach dem derzeitigen Pla-
nungsstand sind keine Konflikte oder Widersprüche zu den Aussagen des Landschaftsplans 
erkennbar.  

 

Abbildung 5: Ausschnitt aus dem Landschaftsplan der SG Lühe; Biotopbestand (Stand: 2018), mit Abgrenzung 

(schwarz) des Plangebietes, eigene Darstellung 

Der Landschaftsplan kartiert (Karte: Biotopbestand) Lagerflächen (OFL), naturfernes Stillge-
wässer (SX) und Obstbaumplantagen (EOB). In der Karte (Arten und Biotope) hat die Fläche 
überwiegend geringe sowie allgemeine bis geringe Bedeutung für den Arten- und Bio-
topschutz. Der Bereich des Plangebietes hat (Karte: Landschaftsbild) der gewerblich genutzt 
wird hat nur eine sehr geringe Bedeutung für Landschaftsbild. Der vordere bebaute Bereich 
(traditioneller Dorfbereich) sowie der extensive Obstbau haben eine hohe Bedeutung für das 
Landschaftsbild.  In der Karte zum Biotopverbund wird eine Fläche zur Eingrünung zum 
Landschaftsraum kartiert. Diese Ortsrandeingrünung ist im Plangebiet allerdings nicht vor-
handen und muss im Zuge der Neuplanung realisiert werden Der Boden (Karte: Boden& 
Gewässer) wird als ein Tiefumbruchboden aus Kleimarsch von allgemeiner bis geringe Be-
deutung eingestuft. Gewässer sind nicht vorhanden. Der LP weist dem Plangebiet als Ziel 
die Empfehlung das traditionelle Dorfbild zu erhalten sowie eine Ortsrandeingrünung auszu-
bilden. Nach dem derzeitigen Planungsstand sind keine Konflikte oder Widersprüche zu den 
Aussagen des Landschaftsplans erkennbar.  
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3.3.2. Artenschutz 

Der Standort wurde in der 8. Änderung des Flächennutzungsplans als Baufläche vorgesehen 
und daher auch von dem Artenschutzgutachter betrachtet, der die Landschaftsplan-
Fortschreibung begleitet.  

Es besteht auch aufgrund der bereits vorhandenen Nutzung kein Verdacht auf einen beson-
deren Untersuchungsbedarf für geschützte Tierarten. Die Empfindlichkeit gegenüber der 
Planung ist demnach als gering einzuschätzen. Weder der Landschaftsrahmenplan noch die 
Niedersächsischen Umweltkarten weisen auf eine mögliche Betroffenheit hin. 

Dennoch ist zu beachten, dass bei der Beseitigung von Obstbäumen und Obstgehölzen 
grundsätzlich die Gefahr besteht, besetzte Nester zu zerstören und damit die Gefahr der 
Verletzung oder Tötung von Vögeln bzw. von Gelegen gegeben ist. Die Schutzfrist der Be-
seitigung von Gehölzen gem. § 39 Abs. 5 Nr. 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ist zu 
beachten, nach der die Beseitigung in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September verboten 
ist. Die Beseitigung der Obstbäume und Obstgehölze ist somit außerhalb des genannten 
Zeitraums verboten. 

Es ist daher nicht davon auszugehen, dass es zu Konflikten mit dem Artenschutz bei der 
Umsetzung der Bauleitplanung kommt. Gleichwohl gelten unabhängig von den zukünftigen 
Festsetzungen des Bebauungsplans die Vorschriften des besonderen Artenschutzes 
(§ 44 BNatSchG). Entsprechende Hinweise zu artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaß-
nahmen werden in den Bebauungsplan aufgenommen. 

3.3.3. Natur- und Landschaft 

Es befinden sich keine Naturdenkmale im Plangebiet, zudem sind keine geschützten Objekte 
oder geschützten Gebiete im Sinne des Naturschutzrechts durch die Planung betroffen.  

Es sind keine weiteren Schutzgebiete, gemeinschaftlich bedeutsame Gebiete oder sonstige 
wertvolle Bereiche der landesweiten Biotopkartierung in den Niedersächsischen Umweltkar-
ten vorhanden. 

3.3.4. Kultur- und Sachgüter, Gestaltungssatzung  

Ein Verdacht auf Bodenfunde im Plangebiet ist nicht bekannt. Sollten dennoch im Zuge von 
Bauarbeiten und Erdarbeiten Ur- und frühgeschichtliche Bodenfunde gemacht werden, ist 
dies unverzüglich dem Landkreis Stade, Amt für Kultur und Archäologie, mitzuteilen. Maß-
nahmen, die zur Beeinträchtigung oder Zerstörung von Fundstellen führen, sind zu unterlas-
sen. Bodeneingriffe sind frühzeitig mit dem Amt für Kultur und Archäologie abzustimmen. Vor 
Beginn von Bau- und Erdarbeiten ist eine Genehmigung nach § 13 Abs. 1 Niedersächsi-
sches Denkmalschutzgesetz (NDSchG) einzuholen. Ein entsprechender vorsorglicher Hin-
weis zum Denkmalschutz (Bodenfunde) wird aber in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Im Plangebiet sind geschützte Baudenkmale (Hausnummern 25 und 27) nach § 3 NDSchG 
vorhanden. Sie dürfen in ihrer Gestalt oder Wirkung durch die Planung nicht beeinträchtigt 
werden.   

Ein Teil des Plangebietes befindet sich im Geltungsbereich der Gestaltungssatzung der 
Gemeinde Mittelnkirchen. Sie trägt dazu bei, dass das Ortsbild durch die zukünftigen Pla-
nungen nicht negativ beeinflusst wird. Für den diesen Teil des Bebauungsplans sind die 
Bestimmungen der Gestaltungssatzung anzuwenden. Für den übrigen Bereich wird durch 
entsprechende örtliche Bauvorschriften sichergestellt, dass die bedeutenden kulturhistori-
schen Strukturen und die Gestaltung des Ortsbildes weiterhin gesichert bzw. nicht beein-
trächtigt werden.       
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3.3.5. Altlasten- und Ablagerungen 

Innerhalb des Plangebietes sind keine Altablagerungen bekannt, die in das Altlastenpro-
gramm des Landes Niedersachsen aufgenommen wurden. Es besteht aufgrund der bisheri-
gen Nutzung kein Verdacht auf das Vorhandensein von Altlasten oder Altablagerungen, sie 
sind jedoch auch nicht auszuschließen. 

3.3.6. Kampfmittel  

Eine Belastung des Plangebietes durch Kampfmittel ist nicht bekannt. Es besteht der allge-
meine Verdacht auf Kampfmittel. Bei Baumaßnahmen wird empfohlen, die Flächen vorab 
durch eine entsprechende Luftbildauswertung zu überprüfen – eine Verpflichtung dazu be-
steht jedoch nicht. Unabhängig davon gilt grundsätzlich: Treten verdächtige Gegenstände 
oder Bodenverfärbungen auf, sind die Arbeiten aus Sicherheitsgründen sofort einzustellen, 
die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt, Feuerwehrleitstelle oder der Kampfmit-
telbeseitigungsdienst des LGLN – Regionaldirektion Hameln-Hannover sind zu benachrichti-
gen. Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 

3.3.7. Schifffahrt 

Eine Aufgrund der Nähe des Plangebietes zu den nahgelegenen Gewässern (Bundeswas-
serstraße Lühe) wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass im Plangebiet außer der nach 
schifffahrtspolizeilichen Vorschriften erforderlichen und den von Wasserstraßen- und Schiff-
fahrtsamt genehmigten Schifffahrtszeichen keine Zeichen und Lichter angebracht werden 
dürfen, die die Schifffahrt stören, insbesondere zu Verwechselungen mit Schifffahrtszeichen 
Anlass geben, deren Wirkung beeinträchtigen, deren Betrieb behindern oder die Schiffsfüh-
rer durch Blendwirkung, Spiegelungen oder anders irreführen oder behindern. 

4. Planinhalte und Abwägung 

Die Diedrich Nodorp Baustoffhandelsgesellschaft mbH betreibt zurzeit im Plangebiet eine 
Anlage zum Umschlag und zur Lagerung von Schüttgütern. Darüber hinaus wird ein Spediti-
onsunternehmen für Nah- und Fernverkehr betrieben. Der Betrieb hat die Absicht, den be-
stehenden Betrieb zu erweitern und seine Weiterentwicklungsmöglichkeiten auch planungs-
rechtlich zu sichern. Für die Bestandsicherung und Schaffung von Erweiterungsmöglichkei-
ten des Betriebes sowie die Vermeidung von möglichen Konflikten mit nahe gelegenen 
Wohnnutzungen sind entsprechenden Festsetzungen erforderlich. Ziel ist es, die betriebli-
chen Erweiterungsmöglichkeiten in einem verträglichen Rahmen zu sichern.  

4.1. Art der baulichen Nutzung 

Eine Gliederung in zwei Baugebiete im Plangebiet erscheint aufgrund der tatsächlichen, als 
auch der ortstypischen Nutzung bzw. der charakteristischen Siedlungsform der Deichhufen-
siedlung entlang der Straße „Hohenfelde“ sinnvoll. Die Bebauung zur Straße dient vorwie-
gend der Wohnnutzung, wobei die gewerblich genutzten Flächen in die östliche Richtung 
ausgerichtet ist. Die vorhandene Wohnnutzung sowie die durch Büro- und Lagerräume der 
ansässigen Betriebe genutzten Flächen entspricht der für ein Mischgebiet typischen Nut-
zungsmischung aus Wohnen und Gewerbe und kann demzufolge als Mischgebiet festge-
setzt werden. Vorgesehen ist, dass die Grenze zwischen Mischgebiet im vorderen Teil und 
Gewerbegebiet im hinteren Grundstücksteil etwa entlang der Abgrenzung des Geltungsbe-
reichs der Gestaltungsatzung verläuft. Denn deren Geltungsbereich orientiert sich an der 
vorhandenen Bebauung der Nachbargrundstücke.  

Mischgebiet (MI) 

Entsprechend den oben beschriebenen Planungszielen und unter Berücksichtigung der pla-
nerischen Grundlagen (sowie des im Gebiet vorhandenen Bestands) wird im vorderen (be-
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reits bebauten) Grundstücksbereich gemäß § 6 BauNVO ein Mischgebiet festgesetzt. Damit 
besteht hier die Möglichkeit, in der innerörtlichen Lage ein breites Spektrum an Nutzungen 
zu realisieren, die gleichzeitig auch eine hohe Wohnverträglichkeit mit sich bringen. 

Die im § 6 Abs. 2 Nr. 7 und 8 und im § 6 Abs. 3 genannten Nutzungen (Tankstellen und Ver-
gnügungsstätten) sind nicht zulässig. Dieser Nutzungsausschluss dient dazu, städtebauliche 
Konfliktsituationen zu vermeiden. Für solche Nutzungen wird an anderer Stelle der Gemein-
de ausreichend Raum gegeben.  

Eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) 

Entsprechend der o.g. Zielvorstellung wird nach § 8 BauNVO ein eingeschränktes Gewer-
begebiet (GEe) festgesetzt. Die Einschränkung ist so zu verstehen, dass in dem einge-
schränkten Gewerbegebiet nur mischgebietstypische Betriebe zugelassen werden sollen. 
Die Festsetzung eines Mischgebietes an Stelle eines eingeschränkten Gewerbegebietes 
käme der Zielsetzung einer gewerblichen Prägung aber nicht nach, da im Mischgebiet auch 
ein erheblicher Anteil von Wohnnutzungen (50% der Nutzungen) unterzubringen wäre. Mit 
Hilfe der Festsetzung zu den Betriebsarten soll vielmehr erreicht werden, dass das einge-
schränkte Gewerbegebiet einen Charakter entwickelt, der dem eines durch gewerbliche Nut-
zungen geprägten Teilbereichs eines Mischgebietes entspricht. Zulässig in diesem Sinne 
sind die in § 6 Abs. 2 Nr. 2 bis 7 BauNVO genannten Betriebe, da sie dem Charakter der 
Betriebe entsprechen, die das Wohnen nicht wesentlich stören. (siehe Kap. 5)  

Die in § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO genannten Ausnahmen (Vergnügungsstätten) sind gemäß 
§ 1 Abs. 5 u. 6 BauNVO und § 1 Abs. 9 BauNVO i.V.m. § 8 BauNVO nicht Bestandteil des 
Bebauungsplans.  

4.2. Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch Festsetzungen der Grundflächenzahl (GRZ), der 
maximal zulässigen Anzahl der Vollgeschosse (Z) sowie der maximal zulässigen Höhe bauli-
cher Anlagen (First- und Traufhöhen FH/TH) bestimmt. 

Im MI wird eine GRZ von 0,6 festgesetzt. Damit wird hinsichtlich der möglichen Versiegelung 
das Maß der baulichen Nutzung entsprechend der BauNVO voll ausgeschöpft. Insgesamt 
soll durch die festgesetzte GRZ eine der Lage des Plangebietes angemessene, ortstypische 
Bebauungsdichte erreicht werden.  

Eine volle Ausnutzung der GRZ bis zur Obergrenze entsprechend § 17 BauNVO ist für das 
GEe auch vor dem Hintergrund der Erweiterungsabsichten des Betriebs nicht erforderlich. 
Die GRZ soll sich sowohl an den betrieblichen Erfordernissen als auch am ländlich gepräg-
ten Standort und dem Maß der Verdichtung in der Umgebung orientieren. Das im Rahmen 
des § 17 Abs. 1 der BauNVO mögliche Maß der baulichen Nutzung wird deshalb nicht aus-
geschöpft. Eine GRZ von 0,6 erscheint angemessen.  

Die maximal zulässige Anzahl der Vollgeschosse wird auf zwei Vollgeschosse (II) festge-
setzt. Mit einer Begrenzung der zulässigen Zahl der Vollgeschosse kann sichergestellt wer-
den, dass sich die Gebäude hinsichtlich der Geschossigkeit grundsätzlich in die Umgebung 
einfügen.  

Aufgrund der für Gewerbebetriebe charakteristischen Gebäudetypen und Baukörper ist es im 
Sinne des städtebaulichen Einfügens erforderlich, auch die First- und Traufhöhen zu be-
grenzen, um hier eine angemessene Höhenentwicklung der Baukörper zu sichern und damit 
das Orts- und Landschaftsbild beeinträchtigendes Ausgreifen der Bebauung in die Höhe zu 
verhindern. Die Gebäude dürfen daher eine maximale Firsthöhe (FH) von 12,00 m und eine 
maximale Traufhöhe (TH) von 10 m nicht überschreiten. 
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4.3. Bauweise  

Aufgrund der zu erwartenden und vorhandenen Baukörper sowie der Grundstücksgrößen im 
Plangebiet, ist es erforderlich, dass auch Gebäude über 50 m Länge mit seitlichem Grenzab-
stand errichtet werden können. Dies wird im Bebauungsplan durch die Festsetzung einer 
abweichenden Bauweise (a) gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO ermöglicht. In der abweichenden 
Bauweise gelten die Bestimmungen der offenen Bauweise, d.h. die Gebäude sind mit seitli-
chem Grenzabstand zu errichten. Die Abweichung besteht darin, dass auch Gebäudelängen 
von mehr als 50 m jedoch nicht länger als 100 m zulässig sind. 

4.4. Überbaubare Grundstücksfläche  

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die Festsetzung von Baugrenzen nach 
§ 23 Absatz 1 BauNVO geregelt.  

Die Baugrenzen werden so festgesetzt, dass ausreichend Spielraum für die Anordnung der 
Gebäude auf den Grundstücken verbleibt. Mit den Baugrenzen wird auch sichergestellt, dass 
die für die Region typische Vorgartenstruktur erhalten bleibt. Die Bestandsbebauung ist teil-
weise direkt an der Straße „Hohenfelde“ gebaut, hier weist die Baugrenze entsprechend ei-
nen geringeren Abstand zu den Flurstückgrenzen auf. Damit die Straßen- und Wegeräume 
weiterhin nicht zu sehr eingeengt werden und um einen ausreichenden Abstand von bauli-
chen Anlagen zu den angrenzenden Nutzungen zu sichern, wird festgesetzt, dass Nebenan-
lagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO, die Gebäude im Sinne des § 2 Abs. 2 NBauO sind, 
sowie Garagen und Carports im Sinne des § 12 BauNVO nur innerhalb der Baugrenzen zu-
lässig sind. 

Mit den getroffenen Festsetzungen wird insgesamt im Sinne der Planungsziele eine ange-
messene Überbaubarkeit der Grundstücke gewährleistet. 

4.5. Grünordnung 

Das Plangebiet soll in das Orts- und Landschaftsbild eingebunden werden. Im Norden, Os-
ten und Süden ist eine Randeingrünung aus standortgerechten Laubgehölzen als Abschir-
mung des Gewerbegebietes zur freien Landschaft vorgesehen. Dies wird dadurch erreicht, 
dass eine Randeingrünung aus standortgerechten Gehölzen gegenüber der offenen Land-
schaft entlang der Grenze des Gebietes festgesetzt wird. Gleichzeitig wird so ein harmoni-
scher Abschluss der gewerblichen Bauflächen zur freien Landschaft ausgebildet. Eine ent-
sprechende ausführungsreife Festsetzung zur Anpflanzung von Gehölzen einschließlich ei-
ner Pflanz- und Artenliste ist Bestandteil der textlichen Festsetzungen.    

Durch die Verankerung der grünordnerischen Maßnahmen im Bebauungsplan wird sicherge-
stellt, dass ein Teil des erforderlichen Ausgleichs im Plangebiet fachgerecht umgesetzt wird. 
Der Grundstückseigentümer ist durch die Festsetzungen des Bebauungsplans zur fachge-
rechten Pflege und Unterhaltung der aufgeführten Pflanzungen verpflichtet. Sollten Pflanzen 
abgängig bzw. nicht mehr vorhanden sein, so sind diese umgehend in der gleichen Art und 
Qualität an gleicher Stelle zu ersetzen.   

4.6. Gewässer 

Entlang der südlichen Flurstücksgrenze befindet sich teilweise im Plangebiet ein naturfernes 
Stillgewässer (Graben). Dieses wird gesichert und entsprechend als Wassergraben gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 16 BauGB festgesetzt.     
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4.7. Wasserwirtschaft 

Im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB ist folgender Hin-
weis seitens des Umweltamtes, Abt. Wasserwirtschaft eingegangen und ist bei der weiteren 
Planung zu berücksichtigen. 

„Es wird darauf hingewiesen, dass für alle neu zu errichtenden Gebäude innerhalb der 50 m 
Bauverbotszone an Deichen, ein deichrechtlicher Antrag gem. § 16 NDG erforderlich ist.“  

4.8. Örtliche Bauvorschriften 

Das Plangebiet befindet sich teilweise innerhalb des Geltungsbereichs der Gestaltungssat-
zung der Gemeinde Mittelnkirchen. Hier gelten die Bestimmungen der Satzung. Der übrige 
Teil des Plangebietes wird aufgrund der Lage außerhalb sensibler Bereiche für das Ortsbild 
und der geplanten Abschirmung durch Eingrünungsmaßnahmen kein Erfordernis für detail-
lierte örtliche Bauvorschriften gesehen. Zur Vermeidung von Fernwirkungen sind lediglich 
Regelungen für Außenbauteile sowie Werbeanlagen vorgesehen.  

Diese werden als örtliche Bauvorschriften zusammen mit dem Bebauungsplan und mit dem 
gleichen räumlichen Geltungsbereich erarbeitet und als Satzung beschlossen.  

Im Einzelnen sollen folgende Regelungen getroffen werden: 

Materialien  

Materialien mit hochglänzenden oder stark reflektierenden Oberflächen sind außerhalb des 
Geltungsbereichs der Gestaltungssatzung nicht zulässig. Dadurch wird eine mögliche 
Blendwirkung für benachbarte Grundstücke, den Straßenverkehr und die Bundeswasser-
straße vermieden und gleichsam eine sich der näheren Umgebung anpassenden Materialität 
der Außenbauteile (Außenwände + Dacheindeckung) geregelt. Hinsichtlich der zu wählen-
den Farbe der Materialien wird dagegen keine Einschränkung vorgenommen, sodass den 
Bauherren und Architekten hier ausreichend Gestaltungsfreiheit gegeben wird. Um eine kli-
maschonende Energiegewinnung zu unterstützen, sind Anlagen zur Nutzung von Solar-
energie (Photovoltaik und Solarthermie) möglich und ausdrücklich erwünscht und von dieser 
Regelung nicht betroffen. Aufgrund der raumbildenden und gestalterischen Wirkung der 
ortsüblichen Dachneigung sollten sie jedoch mit der Neigung der Dachflächen verlegt wer-
den. Von diesen Regelungen ebenfalls nicht betroffen, sind auch andere technische Aufbau-
ten, die für einen ordnungsgemäßen Betriebsablauf erforderlich sind.  

Werbeanlagen  

Werbeanlagen entfalten häufig eine unerwünschte Fernwirkung. Insbesondere Werbeanla-
gen, die mit wechselnden Lichteffekten arbeiten, haben eine besondere Störwirkung. Wer-
beanlagen außerhalb des Geltungsbereichs der Gestaltungssatzung dürfen oberhalb der 
zulässigen Traufhöhe nicht angebracht werden. Nicht zulässig sind Werbeanlagen mit 
Wechsellichteffekten und beweglichen Teilen. Diese Festsetzung sowie die Höhenbeschrän-
kung der Werbeanlagen soll sicherstellen, dass sich Werbeanlagen gestalterisch deutlich 
unterordnen. Das Verbot von mit wechselnden Lichteffekten arbeitenden Werbeanlagen 
dient insbesondere auch dem Schutz der benachbarten Wohnbevölkerung zur Nachtzeit. 

Mit den Festsetzungen zur Gestaltung von Werbeanlagen wird sichergestellt, dass die Wer-
beanlagen aufgrund ihrer Größe, Beleuchtung oder aufgrund von Effekten keine unverhält-
nismäßigen Störwirkungen entfalten. 

4.9. Verkehrserschließung 

Das Plangebiet ist an die Straße Hohenfelde angebunden. Ein Anschluss an das örtliche 
Straßennetz wird hierdurch gewährleistet. Die Erschließung wird als gesichert angesehen.  
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Zuwegung 

Zu Baugrundstücken sind Zufahrten für Feuerwehr- und Rettungsfahrzeuge nach § 4 NBauO 
i. V. m § 1 DVO-NBauO vorzusehen. Die Zuwegung von öffentlichem Grund muss gem. 
"Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr" (Veröffentlicht Nds. MBI. Nr. 37 aus 2012) herge-
stellt werden. Es ist die RStO 12 oder höherwertig anzusetzen. Sofern Bewegungsflächen für 
die Feuerwehr auf öffentlichem Grund I der Straße angeordnet werden, sind die o. g. Vor-
schriften ebenfalls zu beachten.  

4.10. Ver- und Entsorgung  

Wasserversorgung / Löschwasserversorgung: 

Das Plangebiet ist an das Trinkwasser-Versorgungsnetz angeschlossen. Die Versorgung mit 
Trinkwasser ist gesichert.  

Löschwasser kann gemäß Brandschutznachweis auch aus dem öffentlichen Netz gespeist 
werden. 

Gemäß § 2 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 NBrandSchG obliegt es der Gemeinde für eine Grundversor-
gung an Löschwasser zu sorgen. Für das Plangebiet ist ein Löschwasserbedarf von 48 m³/h 
(Zeitansatz 2h) gem. DVGW-Arbeitsblatt W 405 zu sicherzustellen. Sofern Hydranten zur 
Ausführung kommen, sollten aus einsatztaktischen Gründen Überflurhydranten vorgehalten 
werden. Hydranten, die als Löschwasserentnahmestelle genutzt werden, müssen mind. 24 
m³/h (400 l/m) Löschwasser über eine Dauer von zwei Stunden liefern. Die Nachweise über 
die tatsächliche Leistungsfähigkeit und weitere Information zum Trinkwasserrohrnetz sind auf 
Anfrage vom örtlich zuständigen Wasserversorger zu erbringen. Der Abstand der Wasser-
entnahmestellen soll nach dem Info-Blatt des Landesfeuerwehrverbandes max. 120 m be-
tragen. Die gemeindliche Feuerwehr ist bei der Standortfestlegung der Löschwasserentnah-
mestellen zu beteiligen. 

Da eine Weicheindeckung (z. B. Reet) oder Umfassungswände in nichtfeuerbeständiger 
Bauweise in dem Plangebiet nicht ausgeschlossen sind, ist die vorzuhaltende Löschwas-
sermenge auf 96 m³/h (Zeitansatz 2h) zu erhöhen.  

Regenrückhaltung / Oberflächenentwässerung / Schmutzwasserentsorgung: 

Die geregelte Ableitung des Oberflächen- und Schmutzwassers erfolgt über ein Trennsys-
tem. Das Schmutzwasser wird durch Anschluss an das vorhandene Schmutzwassersystem 
abgeführt. Das unverschmutzte Oberflächenwasser der befestigten Flächen wird durch An-
schluss an das Regenwassersystem der Gemeinde abgeführt. Die vorhandenen Kapazitäten 
werden als ausreichend angesehen. 

Der Nachweis einer geregelten Entwässerung ist auch durch ein entsprechendes Konzept im 
Rahmen eines Einzelgenehmigungsverfahrens zu erbringen. Daher sind Festsetzungen im 
Bebauungsplan nicht erforderlich.  

Versorgung mit elektrischer Energie 

Die Versorgung mit elektrischer Energie kann durch Anbindung an das bestehende Netz 
sichergestellt werden. Vorhandenen Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und 
Standort (Bestand) grundsätzlich zu erhalten und dürfen weder beschädigt, überbaut, über-
pflanzt oder anderweitig gefährdet werden. Sollte sich durch das Vorhaben die Notwendig-
keit einer Anpassung der Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neuherstellung der 
Anlagen an anderem Ort (Versetzung) oder anderer Betriebsarbeiten ergeben, sollen dafür 
die gesetzlichen Vorgaben und die anerkannten Regeln der Technik gelten. Sollte zur Ver-
sorgung des Baugebiets eine neue Trafostation erforderlich sein, kann diese an geeigneter 
Stelle im Plangebiet untergebracht werden. Im Zuge der Ausbauplanung ist sicherzustellen, 
dass bestehende Versorgungsleitungen nicht beeinträchtigt werden. Der Versorgungsträger 
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wird rechtzeitig an der Ausbauplanung beteiligt werden. Näheres bleibt der konkreten Er-
schließungsplanung vorbehalten. 

Telekommunikation 

Die Telekommunikationsinfrastruktur kann durch Ausbau des bestehenden Netzes durch die 
Deutsche Telekom oder einen anderen Leistungsanbieter sichergestellt werden. In dem Be-
reich befinden sich bereits Telekommunikationskabel, an die das Plangebiet angeschlossen 
werden kann. Bei der Erschließung von Neubaugebieten sind die Regelungen des Tele-
kommunikationsgesetzes (TKG) zu beachten. Daher ist sicherzustellen, dass geeignete pas-
sive Netzinfrastrukturen, ausgestattet mit Glasfaserkabeln, bis zum Gebäude mitverlegt wer-
den. Die konkrete Planung und Abstimmung erfolgt im Zuge der Ausbauplanung.  

Müllentsorgung 

Träger der Abfallentsorgung ist der Landkreis Stade, der die Entleerung der Müllbehälter 
einer privaten Firma übertragen hat (öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger). Die Müllent-
sorgung erfolgt entsprechend den Regelungen des Landkreises Stade. Die konkreten Anfor-
derungen der Müllabfuhr sind im Rahmen der konkreten Ausbauplanung zu berücksichtigen. 

Die Abfallbehälter sind an der Straße zur Abfuhr bereitzustellen. Auf den Grundstücken ist 
ausreichend Platz für die Lagerung von Abfall vorzuhalten. Zudem muss ausreichend Platz 
zur Bereitstellung des Abfalls an der Grundstücksgrenze vorhanden sein, sodass Fahrzeuge 
und Fußgänger nicht behindert oder gefährdet werden. Die Festsetzung von Mülltonnen-
Standorten im Bebauungsplan ist nicht erforderlich. Die Abfallbeseitigung im Plangebiet wird 
als gesichert angesehen, wenn Müll-/Abfallbehälter straßenseitig an die erschließende Stra-
ße zur Abholung aufgestellt werden können. 

Die Abteilung Abfallwirtschaft sowie das beauftragte Abfuhrunternehmen werden vor Beginn 
der Vorhabenplanung und während weiterer Baumaßnahmen beteiligt.   

Fazit: 

Ver- und Entsorgungsleitungen sind bereits in der Straße „Hohenfelde“ vorhanden. Die 
Grundstücke sind aufgrund der vorhandenen Nutzungen bereits angeschlossen. Grundsätz-
lich wird davon ausgegangen, dass die Kapazitäten der vorhandenen Netze ausreichen, um 
den gegenüber der vorhandenen Nutzung ggf. entstehenden Mehrbedarf aufzunehmen. Mit 
den Leitungsträgern werden rechtzeitig vor Baubeginn die möglichen Anschlüsse, die Ein-
zelheiten der Bauausführung sowie die Koordination mit den anderen Leitungsträgern abge-
stimmt, ggf. erforderliche Genehmigungen sind im Rahmen der Ausbauplanung zu beantra-
gen. 

Es wird davon ausgegangen, dass das Plangebiet an die örtlichen Ver- und Entsorgungsnet-
ze angeschlossen werden kann. 

5. Immissionsschutz 

Lärmschutz 

Im Vorfeld der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 8 wurde eine schalltechnische Untersu-
chung vom TÜV NORD Umweltschutz GmbH & Co. KG erstellt, um nachzuweisen, dass – 
vorhabenbezogen – durch die zunächst geplanten Erweiterungsabsichten die zulässigen 
Immissionsrichtwerte gemäß TA Lärm an den umliegenden schutzwürdigen (Wohn-) Nut-
zungen eingehalten werden. Dieses Gutachten wurde nun fortgeschrieben, um darüber hin-
aus zu prüfen, ob die mit der Planung (vorhabenbezogen + sonstige gewerbliche Nutzung) 
vorgesehenen Festsetzungen zugelassene Erhöhung der gewerblichen Nutzung mit den 
Schallschutzansprüchen der vorhandenen (Wohn-) Nutzung innerhalb und außerhalb des 
Plangebietes verträglich ist. Dabei wurde für die Erweiterungsfläche ein Pauschalansatz 
gem. DIN 18005-1 für die Gewerbeflächen angesetzt als auch die absehbare Nutzung durch 
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den Betrieb betrachtet. Abschirmungen durch Baukörper (Nebengebäude, Stützwände der 
Lagerboxen oder Aufschüttungen) wurden dabei nicht berücksichtigt.    

Zur Ermittlung und Beurteilung der Geräuschimmissionen wurden 5 Immissionsorte betrach-
tet. Mit der Wahl der Immissionsorte wurde suchergestellt, dass für die anderen Schutzbe-
dürftigen Nutzungen in der Umgebung des Plangebietes geringere Immissionen eintreten. 

Immissionsrelevante gewerbliche Nutzungen sollen jedoch auf die Tagzeit i.S.d. TA Lärm (06 
– 22 Uhr) begrenzt werden. Nachtbetrieb soll nicht zulässig sein bzw. auf ein verträgliches 
Maß reduziert werden.  

Ergebnis Fortschreibung: 

„Zur Ermittlung und Beurteilung der Geräuschimmissionen werden zwei westseitige und drei 
nordseitige Immissionsorte betrachtet, denen der Misch-/Dorfgebiet-Richtwert 60 dB(A) zu-
kommt. Nahe der Erweiterungsfläche existieren keine Immissionsorte. Zum flächenbezoge-
nen Pauschalansatz ergeben sich im Ergebnis keine nennenswerten Pegelerhöhungen ge-
genüber der Ist-Situation. 

Für den betrieblichen Maximalansatz liegen die Flächenemissionen höher und der zusätzli-
che Fahrverkehr führt über die Bestandsfläche näher an Immissionsorten vorbei. Hierdurch 
kommt es zu Pegelerhöhungen zwischen 1 und 3 dB(A). Dabei resultieren für die westseiti-
gen Immissionsorte (im Plangebiet, IP 1, IP 2) Beurteilungspegel von 57 dB(A) und 59 dB(A). 
Da hier die Plangebietsbetriebsflächen allein maßgeblich sind, liegt Richtwerteinhaltung vor. 
Für die nordseitigen Immissionsorte (außerhalb Plangebiet, IP 1 bis IP 3) betragen die Beur-
teilungspegel 49 dB(A) bis 54 dB(A). Hier kann eine Vorbelastung durch sonstige Betriebe 
nicht ausgeschlossen werden. Da aber die Werte im Irrelevanzbereich liegen (ab 6 dB(A) 
unter Richtwert), ist die Ergebnislage bereits positiv. 

Die Nebenanforderungen zum Spitzenpegelkriterium und zum anlagenbezogenen Verkehr 
im öffentlichen Verkehrsraum sind für die Tageszeit unkritisch.“ 

Ergebnis Nachtrag: 

„Für die Nachtzeit wäre rein vom Nacht-Richtwert 45 dB(A) her schon ein Maß an schallemit-
tierender Nutzung des Plangebiets möglich. Dieses würde auf die Emissionskontingente 
L EK = 50 dB für das GEe-Gebiet und L EK  = 45 dB für MI-Gebiet führen incl. einem Reser-
vemaß für etwaige sonstige Nutzungen oder Änderungen in der Nachbarschaft.  

Da dies aber planerisch explizit nicht gewollt ist, legen wir als Immissionszielwert 35 dB(A) 
zugrunde, was dem Orientierungswert für gehobene nächtliche Ruhequalität entspricht (z.B. 
Ferienhausgebiete). Dieser Zielwert wird mit L EK = 40 dB für das GEe-Gebiet und 
L EK = 37 dB für MI-Gebiet erreicht.  

Mit dem Nacht-Wert L EK = 40 dB für das GEe-Gebiet ist ein gewerbegebietsadäquater Be-
trieb während der Nachtstunden nicht gegeben. Geringfügige Geräuschvorgänge, z.B.  Pkw-
Durchfahrten, sind aber nicht gänzlich ausgeschlossen. 

Eine detaillierte Beschreibung der Ergebnisse ist der als Anlage beigefügten schalltechni-
schen Untersuchung sowie dem Nachtrag zur Fortschreibung zu entnehmen. 

Fazit: 

Mit dem vorliegenden Gutachten wird deutlich, mit welchen maximal zulässigen Immissions-
werten eine gewerbliche Nutzung mit den Schallschutzansprüchen der vorhandenen (Wohn-
)Nutzung innerhalb und außerhalb des Plangebietes verträglich ist. Auf dieser Grundlage 
sind auch die Grenzen sowohl der betrieblichen als auch der mit der Planung ermöglichten 
zukünftigen Entwicklung im Plangebiet zu bestimmen.  
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Folglich sind Festsetzungen von Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen hinsichtlich Lärm erforderlich, um die geplanten und zukünftigen Nutzungen zu er-
möglichen. 

Bei der Betrachtung und Ermittlung eines Maximalszenarios1 - Duplizierung der bisherigen 
Emissionen auf der Erweiterungsfläche nebst Verdoppelung des Fahrverkehrs - liegt eine 
Richtwerteinhaltung vor. Insofern kann der Betrieb nachweislich unter dem Aspekt des Stör-
grades als nicht wesentlich störender Betrieb betrachtet werden und ist somit hinsichtlich der 
getroffenen textlichen Festsetzung 1.2 Satz Nr. 1 planungsrechtlich zulässig.  

Mit der Planung sollen auch perspektivisch sonstige gewerbliche Nutzungen zulässig sein. 
Die textliche Festsetzung 1.2 Satz 2 ermöglicht die Ansiedelung solcher Betriebe und Anla-
gen, deren immissionswirksame Schallemissionen je Quadratmeter Grundstücksfläche einen 
flächenbezogenen Schallleistungspegel von 60 dB(A)/m² tags (für die Zeit tags 06:00 - 22:00 
Uhr) und von 40 dB(A)/m² nachts (für die Zeit nachts 22:00 - 06:00 Uhr) nicht überschreiten. 
Damit wird sichergestellt, dass die Schutzansprüche der vorhandenen (Wohn-)Nutzung in-
nerhalb und außerhalb des Plangebietes i.S.d. Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) gewährleistet werden.  

Erhebliche negative Umwelteinwirkungen bzw. unzulässige Immissionen im Sinne des 
§ 3 BImSchG sowohl im Plangebiet als auch außerhalb werden mit den planerischen Maß-
nahmen vermieden und mögliche immissionsschutzrechtliche Konflikte im Rahmen dieses 
Bebauungsplans bewältigt.  

Staubemissionen und -immissionen 

Im Zusammenhang mit der geplanten Betriebserweiterung hat der TÜV NORD Umweltschutz 
GmbH & Co. KG ebenfalls im Vorfeld eine – vorhabenbezogene - Prognose der Staubemis-
sionen und -immissionen durch die staubverursachenden Vorgänge im Betrieb erstellt. Die-
ses Gutachten wurde nun ebenfalls fortgeschrieben, in der sodann auch die erhöhte Durch-
satzmenge berücksichtigt als auch die mittlerweile geänderte Vorgehensweise zur Ermittlung 
der Staubbelastung betrachtet wird.  

Hier wurde die an den nächstgelegenen relevanten Immissionsorten zu erwartender Belas-
tung auf der Basis der aktuellen Vorgehensweise ermittelt und bewertet wird. 

Dabei wurden die Parameter Partikel PM10, Partikel PM2,5 und Staubniederschlag betrachtet, 
für die in der Verordnung über Luftqualitätsstandards und Emissionshöchstmengen (39. 
BImSchV) und in der TA Luft Immissionsgrenzwerte zum Schutz der menschlichen Gesund-
heit festgelegt sind. Darüber hinaus sind die in der TA Luft für Staubniederschlag genannten 
Immissionswerte zum Schutz vor erheblichen Nachteilen zu betrachten. 

Die Ermittlung, der durch den geplanten Betrieb hervorgerufenen Staubemissionen, erfolgte 
über spezifische Emissionsfaktoren aus der Richtlinien-Reihe VDI 3790 sowie aus Angaben 
der amerikanischen Umweltbehörde (EPA). Die Jahresmittelwerte der Zusatzbelastung 
(Kenngrößen IJZ) für Partikel (PM10 und PM2,5) sowie Staubniederschlag wurden anschlie-
ßend mit dem in der TA Luft beschriebenen Ausbreitungsmodell berechnet. 

Für die in der TA Luft mit Immissionswerten geregelten Stoffe sind im Abschnitt 4 Irrelevanz-
schwellen festgelegt. Sie betragen für Feinstaub (PM10) 1,2 µg/m³ (entsprechend 3 % des 
Immissionswertes von 40 µg/m³) und für die Staubdeposition 10,5 mg/(m²*d). 

Werden die genannten Werte durch das beantragte Vorhaben an allen Immissionsorten nicht 
überschritten, darf eine Genehmigung aufgrund der Staubbelastung nicht versagt werden. 
Zusätzlich entfällt die Betrachtung der Gesamtbelastung durch Staub. Werden diese Werte 
überschritten ist zur Bewertung der Immissionen die Ermittlung der Vor- und der Gesamtbe-
lastung erforderlich. 

 

1 Nutzung der Fläche durch den Betrieb der Baustoffhandelsgesellschaft mbH Nodorp  
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Die Untersuchung kommt zu den folgenden Ergebnissen: 

„Die Irrelevanzgrenzen der TA Luft werden an den nächstgelegenen Beurteilungspunkten 
nicht eingehalten. Daher war die Ermittlung der Gesamtbelastung erforderlich. 

Die Gesamtbelastung ist mit den Grenzwerten (Immissionswerten) der 39. BImSchV bzw. 
der TA Luft zu vergleichen. 

Die Berechnungen ergeben, dass für die zu Grunde gelegte Anlagenkonfiguration ein Errei-
chen oder Überschreiten der Jahres-Immissionswerte der 39. BImSchV und der TA Luft für 
Partikel PM10  und PM2,5  sowie der TA Luft für Staubniederschlag nicht zu befürchten ist. 

Für Partikel PM10 sind darüber hinaus Anforderungen an die Tagesmittelwerte festgelegt. 

Danach ist mit einer unzulässigen Anzahl von Überschreitungen des Tagesmittelwertes zu 
rechnen, wenn der Jahresmittelwert mehr als 28 µg/m³ beträgt. 

Die dargestellten Berechnungsergebnisse zeigen PM10 -Jahresmittelwerte am höchstbelaste-
ten Beurteilungspunkt von fast 19 µg/m³. Damit ist auch mit Realisierung des Vorhabens von 
der Einhaltung der zulässigen Anzahl von 35 Überschreitungen des Tagesmittelwertes (50 
µg/m³) auszugehen.“ 

Eine detaillierte Beschreibung der Ergebnisse ist der als Anlage beigefügten Untersuchung 
zu den Staubimmissionen zu entnehmen. 

Fazit: 

Die Berechnungen zeigen, dass die Immissionswerte der TA Luft für den Jahresmittelwert 
von Partikeln PM10 und Staubdeposition, sowie der Grenzwert der 39. BImSchV für Partikel 
PM2,5 an allen Beurteilungspunkten eingehalten werden.  

Es ist auch davon auszugehen, dass die zulässige Anzahl von 35 Überschreitungen des 
PM10 - Tagesmittelwertes (50 µg/m³) mit dem Baustoffhandel nach Erweiterung eingehalten 
wird. 

Insgesamt kommt es durch die zugrunde gelegten Berechnungen/Betrachtung des Betriebes 
im Gutachten nicht zu erheblichen Beeinträchtigungen oder erheblichen Nachteilen für An-
wohner / Nachbarn durch die hervorgerufenen Staubemissionen.  

Obstanbau 

Die TA Luft nennt für Staubniederschlag einen Immissionswert zum Schutz vor erheblichen 
Nachteilen. Der Immissions(grenz)wert der TA Luft für Staubniederschlag beträgt 0,35 
g/(m²·d). Der Vergleich mit der im Gutachten aufgeführten Gesamtbelastung von 0,057 bis 
0,130 an den Immissionsorten zeigt, dass dieser Immissionswert unverkennbar eingehalten 
wird. Mit den im Bebauungsplan verankerten grünordnerischen Maßnahmen (Randeingrü-
nung) wird der Staubniederschlag an den angrenzenden Obstanbauflächen zusätzlich ver-
mindert. Durch die abschirmenden Pflanzungen aus Baumen und Sträuchern, kann eine 
Verwehung von Stäuben durch die umgeschlagenen Schuttgüter minimiert werden.     

6. Maßnahmen zur Verwirklichung  

6.1. Bodenordnung  

Bodenordnende Maßnahmen sind zum Erreichen der Planungsziele nicht erforderlich. 

6.2. Kosten und Finanzierung  

Der Gemeinde entsteht im Zusammenhang mit diesem Bebauungsplan Kosten für die Auf-
stellung des Bebauungsplans. 
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7. Flächenangaben 

Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfläche von ca. 1,92 ha.   

(Flächengrößen sind digital aus der Planzeichnung abgegriffen und auf volle m² gerundet) 

 

Die Planung wird ausgearbeitet von der Cappel + Kranzhoff Stadtentwicklung und Planung 
GmbH, Hamburg, im Auftrag und im Einvernehmen mit der Gemeinde Mittelnkirchen. 

Fläche in m² (ca.-Angaben) 

Mischgebiet (MI) 5.733 

eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe) 10.581 

private Grünfläche (Randeingrünung)  2.208 

Wasserfläche  736 

Gesamtfläche 19.258 


